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daß mit der Vervielfachung der 
A ktionäre sich audi die Machtlosig­
keit vervielfachte und daß die 
M assenaktie keineswegs eine V er­
allgem einerung des Kapitalisten, 
sondern nichts anderes bedeutete 
als die Degradierung vom Eigen­
tüm er zum rechtlosen Dauerkre­
ditgeber, der dem M anager die Bau­
steine der Macht lieferte.

W enn schließlich Ein-Dollar-Ak- 
tien von H ausierern an der Haus­
tü r verhökert wurden, so war das 
die Apotheose der Bekehrung eines 
ganzen Volkes zum Götzen der 
Spekulation. Zwischen 1922 und 
1929 k letterte der Kursindex auf 
500 "/o. Das Endergebnis war der 
Katzenjammer der Krise.

Man w ird sich fragen müssen, 
warum der Gedanke der Volksaktie 
erst zu einer Zeit aufgetaudit ist, 
da die A ktienkurse nach phänome­
nalem  Aufstieg leicht zu bröckeln 
begannen. Soll der kleine Investor 
den mangelnden Mut der Großen 
ersetzen? W enn man hier gleichzei­
tig noch eine M ethode der „Repri­
vatisierung" entdecken möchte, so 
muß man sich w eiter fragen; Kann 
es sinnvoll sein, zu einem Zeit­
punkt, da der Höhepunkt der Kon­
junktur mehr oder weniger erreicht 
sein dürfte, an Stelle öffentlicher 
M ittel für Investitionen in öffent­
lichen Unternehmen private M ittel 
heranzuziehen, die damit ihrer 
Funktion als Basis für private In­
vestitionen entzogen werden? Und 
das in einer Zeit, in der immer noch 
kontraktive Einflüsse von der Kas­
senhaltung der öffentlichen Hand 
möglich bleiben? (Kue)

Entspannung ohne W iedervereinigung?

D as energische Aufnehmen von Entspannungsplänen, wie es sich in der 
diplomatischen Auseinandersetzung der beiden polaren Großmächte 

gegenwärtig abzeichnet, sollte uns eigentlich mit einer gewissen Genug­
tuung erfüllen, da wir selbst doch zu den Initiatoren einer Entspannungs­
politik gehören und unsere Appelle an die Großmächte über die Einstel­
lung von Atomversuchen der Entspannung dienen sollen. Daß sich das 
Gefühl der Genugtuung nicht recht einstellen will, dürfte auf zweierlei 
Ursachen zurüdcgeführt werden: Einmal haben wir schon öfter die Erfah­
rung gemacht, daß allzu globale Pläne, die auf die Regelung konkreter 
Einzelheiten verzichten, den gewünschten Effekt verm issen lassen und in 
einer ideellen Demonstration versanden. Zum anderen dürfte die Aus- 
klammerung dieser konkreten politischen Regelungen gerade für uns von 
recht problematischer N atur sein. Denn der Hinweis, daß durch diese 
globale Entspannungspolitik e rs t die Atmosphäre für konkrete Regelun­
gen geschaffen werden soll, träg t zu offensichtlich den C harakter einer 
verlegenen Tröstung in sich, als daß er glaubhaft sein könnte.

M it dem Zirkel auf der Landkarte große Kreise schlagen, ist ein von 
Diplomaten auf höchster Ebene gern geübter Brauch. Bisher sind jedoch 
aus diesen Kreisen immer nur neue U nruheherde entstanden, weil man 
sich nicht die Mühe genommen hat, die theoretischen Kreislinien auf ihren 
realen Verlauf zu untersuchen. Man stelle sich in  der Praxis die Durch­
führung einer Boden- und Luftkontrolle in einem Kreisabschnitt vor, der 
sowohl große Gebiete Frankreichs wie auch der Sowjetunion umfaßt, ganz 
abgesehen davon, daß in diesem Kreisabschnitt auch einige andere 
„kritische Räume" liegen. Die ernsthafte Durchführung dieser Kontrollen 
dürfte zu den vorhandenen Spannungen noch einige hinzufügen. Man 
überlege sich überdies, was eine entm ilitarisierte oder militärsch ver­
dünnte Zone von 2000 km Breite im Zeitalter der Fernraketen für eine 
effektive Sicherheit bieten kann! W enn der Begriff „N eutralität“ in den  
letzten Jahren  keine so starke politische Diskriminierung erfahren hätte, 
w ären die W eltpolitiker vielleicht auf die Idee gekommen, m it einer groß­
zügigen Fortführung der begonnenen Kreislinien über den N ahen und 
M ittleren Osten bis Südostasien und zum Fernen Osten einen Mächteblock 
der „neutralen Staaten" abzugrenzen, der bei beiderseitiger Nichtein­
mischung auch ein Entspannungsfeld hätte  abgeben können.

Der Verzicht auf die Regelung konkreter politischer Einzelheiten be­
deutet für uns eine V ertagung der W iedervereinigung auf unabsehbare 
Zeit. Die Großmächte entziehen sich damit einer Verantwortung, die sie 
selbst bei Beendigung des Krieges übernommen haben. Insofern dürfen 
w ir die Pläne unserer Freunde nicht unwidersprochen lassen. W enn näm ­
lich die Achse, die für die Berechnung der verdünnten Zone maßgebend 
sein soll, mitten durch Deutschland läuft, besteht die Gefahr, daß keine 
der beiden Großmächte bereit sein wird, einer künftigen Verschiebung 
dieser Achse, die ja  dem „Eisernen Vorhang" entspricht, zuzustimmen. 
Man darf uns nicht falsch verstehen: W ir begrüßen jede Entspannungs­
politik, denn jede Entspannung ist besser als keine. Und wir w ürden an 
einer „globalen Entspannung" freudig mitarbeiten, wenn uns die Groß­
mächte die verpflichtende Zusicherung geben würden, daß in ihrem  Ge­
folge auch die konkreten politischen Unruheherde bereinigt werden. 
Und dieser Zusicherung dürfte Deutschland trotz seiner geschwächten 
weltpolitischen Position würdig sein. (sk)

F . O. E hlert, B u en o s A ire s :

Negative Bilanz der argentinischen Revolutionsregierung
Buenos Aires, 8. Mai 1957

Die Hoffnungen, die nicht nur die argentinische 
W irtschaft, sondern alle Handelspartner Argen­

tiniens nach dem Sturz Peröns auf eine Besserung und 
Norm alisierung der W irtschaftslage des Landes ge­
setzt hatten, haben sich nicht erfüllt. Die Bilanz über 
die seit der Revolution vergangenen neunzehn M onate 
schließt mit einem negativen Saldo. Entgegen den all­
gemeinen Erwartungen hat sich die Lage von M onat 
zu Monat verschlechtert. Die Revolutionsregierung des 
Generals Aramburu hat es nicht verstanden, die Atmo­
sphäre des Vertrauens, die anfänglich zweifellos im 
Inland und im Ausland vorhanden war, zu nutzen, um

die Folgen der peronistischen Politik zu beseitigen 
und den erforderlichen W iederaufbau der W irtschaft 
und die nötigen Strukturw andlungen durchzuführen.

D efiz ite  in  Z a h lu n g sb ila n z  u n d  B u d g e t
Dem neutralen Beobachter der argentinischen W irt­
schaftsentwicklung b ie tet sich daher heute ein Bild, 
das sehr stark  im Zeichen einer zunehmenden Krise 
steht. In dem kürzlichen Exposé des inzwischen zurück­
getretenen Finanzministers Dr. Roberto Verrier, der 
erstm als die ungeschminkte W ahrheit enthüllt, wird 
die heutige Situation unumwunden als kastrophal be­
zeichnet. Dr. V errier erschütterte die argentinische
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Öffentlichkeit mit der Ankündigung, daß die Gold- und 
Devisenreserven in den letzten M onaten auf 237 Mill. $ 
abgesunken seien, was knapp noch den Importbedarf 
für sechs Wochen decke. Die Zahlungsbilanz weise ein 
jährliches Defizit von ca. 250 Mill. $ mit steigender 
Tendenz auf. Bei einer W eiterentwicklung unter den 
heutigen Bedingungen müsse, wenn nicht energische 
Maßnahmen ergriffen werden, für Ende des Jahres mit 
einer völligen Erschöpfung der Gold- und Devisen­
reserven gerechnet werden.
Was jedodi auch V errier in seinem Rechenschafts­
bericht verschwieg, ist die Tatsache, daß das heutige 
Defizit der Zahlungsbilanz nur deswegen nicht höher 
ausgefallen ist, weil die A ußenhandelsbehörden auch 
im vergangenen Jah r eine relativ  strenge Drosselung 
der Importe durchführten, so daß praktisch nur der 
allerdringendste Bedarf der Privatwirtschaft gedeckt 
werden konnte. Auch die im Prebischplan als notwen­
dig bezeichnete Sanierung der Staatsfinanzen ist ihrer 
Verwirklichung seit der Revolution um keinen Schritt 
näher gekommen. Das Budget des Staates weist für 
das laufende Jahr erneut ein Defizit von 14 Mrd. Pesos 
auf, bei dem die staatlichen Unternehmen — Eisen­
bahnen, Petroleumgesellschaft, etc. — ausschlaggebend 
beteiligt sind. Die Hoffnungen der Regierung, durch 
eine gewisse Steuerung der Preise den V orteil der 
kurz nach der Revolution durdigeführten Abwertung 
lange Zeit aufrechtzuerhalten, haben sich nicht erfüllt. 
Die Preis- und Lohnspirale wurde daher —■ vorwiegend 
durch den Druck der immer noch sehr starken, pero- 
nistisch beeinflußten Gewerkschaften — sehr bald er­
neut in Bewegung gesetzt, so daß damit auch der Vor­
teil, den die Abwertung der Landwirtschaft als der 
größten Devisenbringerin des Landes verschaffen sollte, 
inzwischen w ieder so gut wie beseitigt ist.

S te igende K osten  — sin ken d e  P ro d u k tio n
Die neue Preispolitik der Regierung auf dem A grar­
sektor hat nur in den ersten M onaten eine anregende 
Wirkung auf die Ausdehnung der Anbauflächen ge­
habt, ohne jedoch der Landwirtschaft, die bei den Ex­
porten einen Teil ihrer Devisenerlöse an den Natio­
nalen W iederaufbaufonds abtreten mußte, die für 
dringend notwendig erachtete Sanierung zu bringen.
Auf industriellem Gebiet haben sich die Importsdiwie- 
rigkeiten einerseits und die politisch und wirtschaft­
lich bedingten Konflikte mit der Arbeiterschaft ande­
rerseits sehr nachteilig ausgewirkt. U nter dem Druck 
der verschiedenen Teilstreiks, die am Ende des vergan­
genen Jahres sogar einen bedrohlichen Umfang an­
genommen hatten, mußte sich die Regierung entschlie­
ßen, im vergangenen Jahr sehr beträchtliche Lohn­
erhöhungen durchzuführen, die zwischen 30 und 60 Vo 
schwankten und selbstverständlich sehr nachteilige 
Auswirkungen auf die Produktionskosten hatten. Die 
industrielle Produktion ist daher im vergangenen Jahr 
nicht mehr gestiegen, sondern w ährend der Monate 
der Streikbewegung sogar sehr stark zurückgegangen. 
Der Produktionsindex (Basis 1943 =  100) sank von 
161,1 im Oktober 1955, d. h. dem ersten  M onat nach 
der Revolution, auf 145,6 im Novem ber vorigen Jahres 
und sogar auf 132,5 im Dezember. Daneben machen 
sich bei der Industrie infolge der inflationären Entwick­
lung auch zunehmende Schwierigkeiten auf dem Ge­
biet der Finanzierung bemerkbar.
Einer der größten Engpässe der argentinischen W irt­
schaft — der Strommangel und die unzureichenden 
Transportverhältnisse — haben diese negative Ent­
widclung weiter verschärft.

Innerpo litische  Schw äche d er R eg ie ru n g
Die Ursache dieser ungünstigen Entwicklung muß in 
allererster Linie auf innerpolitisdie Schwierigkeiten 
zurückgeführt werden. Die Revolutionsregierung, in 
der die M ilitärs die entscheidende Rolle spielen, leidet 
seit ihrem Entstehen an mangelnder politischer Sta­
b ilität und Geschlossenheit. Obwohl sie bereits in den 
ersten M onaten erklärt hatte, daß ihre M itglieder sidi 
bei den künftigen W ahlen nicht als Kandidaten prä­
sentieren würden und daß sie infolgedessen bei ihrem 
Bestreben um den W iederaufbau des Landes auch die 
Unpopularität in Kauf nehmen würde, ist es ihr nicht 
gelungen, w eder in politischer noch in  wirtschaftlicher 
Hinsicht, in den vergangenen neunzehn M onaten einen 
einheitlichen Kurs durchzuführen. Dafür mag in erster 
Linie maßgebend gewesen sein, daß die drei W ehr­
machtsteile auch untereinander nicht einig w aren und 
daß das Heer, das früher bei allen politischen Schwie­
rigkeiten immer in letzter Instanz den Schiedsrichter 
spielen konnte, seit dem Sturz der peronistischen Re­
gierung und dem Putsch des vergangenen Jahres in 
verschiedene Gruppen gespalten ist und daher an poli­
tischer Schlagkraft eingebüßt hat. Dementsprechend hat 
im M ilitärkabinett inzwischen die etwas links einge­
stellte M arine die entscheidende Rolle übernommen. 
Diese schwache innerpolitische Position der Regierung 
dürfte auch die Veranlassung dafür gewesen sein, daß 
sie sich sowohl in politischer als auch in wirtschaft­
licher Hinsicht zu keinem einheitlichen Kurs durch- 
ringen konnte und heute Konzessionen an die eine 
und morgen an die andere Seite macht. So kam es 
denn, daß auch die Mehrzahl der alten politischen Par­
teien, die sich anfangs h inter die Regierung gestellt 
hatten, inzwischen eine oppositionelle Haltung ein­
genommen haben, die sich in zunehmendem Maße ver­
schärft, je  näher die W ahlen herankommen.

R a d ika le r  N a tio n a lism u s
Auf der anderen Seite haben sich die politischen Res­
sentiments — die auch bei der Ergreifung verschiede­
ner wirtschaftlicher Maßnahmen (z. B. die „Entperoni- 
sierung" der Behörden und der Wirtschaft, die Ver­
hängung der Vermögenssperre über zahlreiche argen­
tinische Industrieunternehmen, die angeblich mit dem 
früheren Regime zusamm engearbeitet hatten, u.a.m.) — 
sehr störend für eine norm ale Entwicklung w eiter Sek­
toren der W irtschaft ausgewirkt. Auf die gleiche Linie 
gehört auch das Vordringen der nationalistischen Auf­
fassungen auf dem Gebiet der Wirtschaft, die in­
zwischen innerhalb der alten politischen Parteien ein 
Ausmaß erreicht haben, das selbst die Auswüchse der 
peronistischen Zeit noch w eit in den Schatten stellt. 
Diese Tendenzen laufen auch heute noch trotz der gro­
ßen Schwierigkeiten darauf hinaus, die entscheidenden 
Probleme des Augenblicks mehr von der politischen 
Seite als vom Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Not­
wendigkeiten zu betrachten. Anders läßt es sich nicht 
erklären, wenn beispielsweise der sogenannte Be­
ratende Politische Ausschuß, der aus den V ertretern 
der alten Parteien besteht, sich zu einem Zeitpunkt, 
da Argentinien dringendst auf die M itarbeit des Aus­
landskapitals angewiesen ist, für eine Verstaatlichung 
der beiden großen internationalen Elektrizitätsgesell­
schaften von Buenos Aires (CADE und ita lo  Argentina) 
einsetzt. Das Nachgeben der Regierung gegenüber den 
Forderungen der Gewerkschaften muß ebenfalls mit 
ihrer schwachen innerpolitischen Position erklärt w er­
den. Nur dadurch konnte verschiedentlich ein General­
streik, der auch größere politische Folgen hätte haben 
können, verm ieden werden.
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Die Tatsadle, daß audi die Sanierung der Staatsfinan­
zen, die von Prebisdi in seinem W irtsdiaftsberidit als 
eines der H auptpostulate angeführt war, bislang 
nodi nidit mit der entspredienden Energie angepadct 
wurde, muß auf die gleidien M otive zurüdtgeführt 
werden. Das läßt darauf sdiließen, daß die M ilitär­
regierung dodi stärker auf ihre Popularität Rüdisidit 
nimmt, als sie in ihren ursprünglidien Erklärungen zu 
erkennen gegeben hatte.

G ehem m te L ibera lis ierung  
Der Prebisdiplan hatte neben der bereits erwähnten 
Sanierung der Staatsfinanzen und der W ährung, die 
bislang n id it erreid it wurde, audi eine sdirittweise 
Liberalisierung der W irtsdiaft als eine der w iditigsten 
Voraussetzungen für den W iederaufbau des Landes 
nach zwölf Jahren  D iktatur bezeidinet. Audi in dieser 
H insidit ist jedodi die Regierung bislang auf halbem 
W ege stedien geblieben. Zwar ist auf dem Gebiet des 
Außenhandels durdi die Einführung eines beschränk­
ten freien Devisenmarktes und die Gewährung der so­
genannten autom atisdien Importgenehmigungen ein 
erster Schritt zur W iederherstellung des freien W ett­
bewerbs erfolgt, der sidi in mancher Beziehung nidit 
ungünstig ausgew irkt hat. Da jedoch auch hier inner­
halb der verschiedenen M inisterien die Auffassungen 
über die Notwendigkeiten des Augenblidcs stark  aus­
einandergingen, wurden die Empfehlungen des Pre- 
bischplanes- nur zum Teil verwirklicht. Infolge der zu­
nehm enden inflationistischen Tendenzen hat sich die 
Regierung inzwischen sogar dazu veranlaßt gesehen, 
für die meisten A rtikel des täglidien Bedarfs wieder 
Höchstpreise einzuführen und die M ehrheit der übrigen 
W aren einer mehr oder minder strengen Preiskon­
trolle zu unterziehen.

M itarbeit des A u sla n d ska p ita ls  
Das entscheidende Problem der argentinisdien W irt­
schaft für die Beseitigung der heutigen Sdiwierig- 
keiten besteht jedoch, w ie auch der Prebischplan be­
reits unterstrich, in einer w eitgehenden M itarbeit des 
Auslandskapitals. Prebisdi hatte seinerzeit bereits von 
einem A uslandskreditbedarf von mindestens 1 Mrd. $ 
gesprochen. Die Maßnahmen, die die Revolutionsregie­
rung seitdem ergriffen hat, w aren jedoch, wie die Pra­
xis der vergangenen neunzehn M onate zeigt, nidit 
dazu angetan, die Voraussetzungen für die Gewährung 
solcher Kredite — d. h. die Rückkehr des Vertrauens 
in die zukünftige Entwicklung des Landes — zu schaf­
fen. Den Bemühungen der argentinischen Finanzmis­
sion in den USA, die sidi ursprünglich auf die Gewäh­
rung von Krediten in einer Höhe von etwa 500 Mill. $ 
erstredcen sollten, waren nur sehr mäßige Erfolge 
beschieden. So erhielt Argentinien von der Ex- und 
Importbank nur einen Kredit von 100 Mill. $ und vom 
Internationalen W ährungsfonds einen Kredit von 
75 Mill. $ (der im übrigen zur Hälfte aus dem argen­
tinisdien Beitrag besteht). Dagegen blieben die Finanz­
verhandlungen in Europa mit den Ländern des Pariser 
Clubs bislang völlig erfolglos, weil sich die Regierung 
mit Rücksicht auf die nationalistisciie Agitation inner­
halb der politisciien Parteien nicht dazu entsdiließen 
konnte, gleichzeitig auch die von diesen Ländern ver­
langte Bereinigung der alten ungelösten Probleme, die — 
wie im Falle der Bundesrepublik — meistens mit kon­
fiszierten Betrieben Zusammenhängen, vorzunehmen. 
Erst nachdem die Lage immer unhaltbarer geworden 
war, ist innerhalb der Regierung eine größere Bereit­
willigkeit zur Norm alisierung dieser Situation zu er­
kennen, wie die kürzlidi eingeleiteten Verhandlungen 
mit der Bundesrepublik beweisen.

Neben der bereits erw ähnten N otwendigkeit der Stei­
gerung der einheim isdien Stromerzeugung gehört auch 
die Erhöhung der Erdölförderung zu den w iditigsten 
Problemen des Augenblidis. Zur Deckung des Defizits 
an Erdölderivaten sind zur Zeit etwa 350 Mill. $ jähr- 
lidi, d. h. etw a 35 ®/o des gesam ten Devisenaufkom­
mens, erforderlidi, was bei'dem  heutigen riesigen Im­
portbedarf an Rohstoffen, Ersatzteilen und Kapital­
gütern von wirtschaftlichen Fachkreisen als eine 
untragbare Belastung angesehen wird, zumal die ge- 
sdiätzten Erdölreserven des Landes zu den größten 
des Kontinents gehören. Die Regierung plant nunmehr, 
nachdem die Verwaltung aus bürokratischen Gründen 
adit M onate völlig nutzlos verloren hat, die A nkurbe­
lung der einheimischen Erzeugung und ihres Transpor­
tes durdi den Bau neuer ö l-  und Gasleitungen sowie 
neuer Raffinerien. Damit soll in einem Zeitraum von 
fünf bis sechs Jah ren  die heutige Förderung von 
4 Mill. cbm pro Jah r auf 10 bis 12 Mill. cbm erhöht 
werden. Die staatlichen „Planer" haben dabei jedoch 
übersehen, daß bei den heutigen Entwicklungstenden­
zen damit zu rechnen ist, daß der Erdölbedarf des Lan­
des innerhalb dieser Zeit auf mindestens 18 bis 20 Mil­
lionen cbm gestiegen sein wird, so daß auch dann das 
gleiche Defizit an Kraftstoff und die gleiche Belastung 
der Zahlungsbilanz durch diese Importe bestehen blei­
ben wird. In Kreisen der Privatwirtschaft ist man daher 
davon überzeugt, daß dieses Problem nicht ohne eine 
weitgehende Zulassung des A uslandskapitals gelöst 
werden kann, w ährend sich die politischen Parteien 
in ihrer M ehrheit bislang unter völliger V erkennung 
der wirtschaftlichen Realitäten gegen eine Erteilung 
von Konzessionen an die internationale Erdölindustrie 
sträuben und diese als eine „Bedrohung der natio­
nalen Souveränität" bezeidmen. Die im vergangenen 
M onat von dem früheren Industriem inister A lsogaray 
eingeleitete Kampagne, die die N otwendigkeit der 
Heranziehung des A uslandskapitals betont und das 
Sdieitern der staatlichen Petroleumgesellschaft YPF in 
eindeutiger Form beweist, ha t in der argentinischen 
öffen tlid ikeit beträchtliches Aufsehen erregt.

Z u ku n ftsa u ss ich ten
Argentiniens W irtschaftskreise haben errechnet, daß 
der dringendste Importbedarf des laufenden Jahres 
mit 1,8 Mrd. $ beziffert werden muß, w ährend bei der 
heutigen ungünstigen Lage des W eltm arktes für die 
argentinische Agrarproduktion, die in den letzten Mo­
naten unter zunehmenden Absatzschwierigkeiten lei­
det, im günstigsten Falle mit einem Devisenaufkom­
men von 1,1 Mrd. $ gerechnet w erden kann. Die Über­
brückung dieser Differenz w äre also nur durch eine 
weitgehende Kreditgewährung der argentinischen Han­
delspartner möglich. Das Zustandekomm en des Pariser 
Clubs sowie die Einführung eines m ultilateralen H an­
dels mit elf Ländern und die Konsolidierung der heu­
tigen Schulden, die sid i auf etw a 500 Mill. $ belaufen, 
würde in dieser Hinsicht die erste Erleichterung brin­
gen und eventuell gleichzeitig neue Kreditmöglichkei­
ten eröffnen. Redinet man auch noch den Devisen­
bedarf für die Beseitigung des Stromdefizits und die 
Norm alisierung der T ransportverhältnisse hinzu, der 
auf etwa 2 Mrd. $ für die nächsten drei Jah re  gesdiätzt 
wird, so läßt sich le id it ermessen, daß auch selbst mit 
zwei guten Ernten die heutige argentinische Krise 
nicht überwunden wird. Das entscheidende Problem 
bleibt nach wie vor eine weitgehende M itarbeit des 
Auslands, die wiederum auf das engste mit der w ei­
teren innerpolitischen Entw iddung Argentiniens ab­
hängig sein wird.
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